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20. Wahlperiode 10.09.14 

Schriftliche Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Heidrun Schmitt (GRÜNE) vom 10.09.14 

Betr.: Kein Rauchverbot mehr in der Spielbank Hamburg? 

In einer Anzeige der Spielbank Hamburg vom Juli 2014 wird damit geworben, 
dass in allen Häusern der Spielbank Hamburg wieder geraucht werden darf. 
Zudem wird das Automatenspiel mit einer zusätzlichen Verlosung von 1.000 
Euro innerhalb eines Aktionszeitraums beworben. Die hohe Suchtgefahr des 
Automatenspiels war einer der Gründe, warum dieser Bereich bei privaten 
Spielhallen in Hamburg durch das Hamburger Spielhallengesetz streng 
geregelt wurde.  

Ich frage den Senat: 

1. Mit welcher Begründung ist das Rauchen in den Häusern der Spielbank
Hamburg wieder erlaubt worden?

2. Hält der Senat beziehungsweise die zuständige Fachbehörde diese
Erlaubnis aus gesundheits- und suchtpolitischer Sicht für sinnvoll?

Wenn ja, warum?

Wenn nein, warum nicht?

3. Hält der Senat beziehungsweise die zuständige Fachbehörde die
Ungleichbehandlung von Hamburger Spielhallen und der Spielbank
Hamburg bezüglich des Rauchverbots im Hamburger Nichtraucher-
schutzgesetz für sinnvoll und gerechtfertigt?

Wenn ja, warum?

Wenn nein, warum nicht und plant der Senat das Rauchverbot auch auf
die Spielbank Hamburg auszudehnen?

4. Hält es der Senat beziehungsweise die zuständige Fachbehörde aus
gesundheits- und suchtpolitischer Sicht für sinnvoll, dass das Automa-
tenspiel der Spielbank Hamburg aktiv öffentlich beworben und durch die
Verlosung hoher Geldbeträge zusätzlich attraktiv gemacht wird?

Wenn ja, warum?

Wenn nein, warum nicht und plant der Senat beziehungsweise die
zuständige Fachbehörde gegen diese Form der Bewerbung und gegen
derartige Aktionen vorzugehen?

5. Hält der Senat beziehungsweise die zuständige Fachbehörde eine
Ungleichbehandlung der Hamburger Spielhallen und der Spielbank
Hamburg in Bezug auf die Regulierung von Spielautomaten für gerecht-
fertigt?

Wenn ja, warum?

Wenn nein, warum nicht und plant der Senat beziehungsweise die
zuständige Fachbehörde diese Ungleichbehandlung zu beseitigen?
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